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Ziel und Zweck der Planung 
 

Mit dem Bebauungsplan sollen insbesondere folgende Ziele verfolgt werden: 

 die planungsrechtliche Einordnung und Steuerung des bestehenden Betriebes der 

Landschaftspflege und der land- und forstwirtschaftlichen Dienstleistungen, 

 Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Wiederaufbau der 

brandzerstörten Betriebsgebäude, 

 Sicherung des bestehenden landwirtschaftlichen Betriebs, 

 planungsrechtliche Einordnung und Steuerung des bestehenden Landschaftspflege-

betriebs, 

 Regelung der Lagerung von Maschinen, Geräten, Häckselgut und Hackschnitzeln, 

 Sicherung des betriebsbezogenen Wohnens auf der Hofstelle, 

 Ordnung der Erschließung, Ver- und Entsorgung sowie der betrieblichen 

Nebenanlagen, 

 Berücksichtigung der Belange von Natur und Landschaft, Immissionsschutz, 

Brandschutz, Wasserwirtschaft und Landwirtschaft. 

 Sicherung des kommunalen Häckselplatzes 

 

Als Gebietsfestsetzung kommt nach derzeitigem Stand insbesondere ein sonstiges 

Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Landwirtschaft und Landschaftspflegebetrieb und 

Kommunaler Häckselplatz“ in Betracht. Die konkrete Festsetzungssystematik ist im weiteren 

Verfahren anhand der fachlichen Stellungnahmen und der betrieblichen Erfordernisse weiter 

auszuarbeiten. 

 

 
Vorläufige Übersicht der geplanten Wiederaufbauflächen 
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Verfahren 
 

Da sich die Hofstelle im Außenbereich befindet und durch die Planung eine geordnete 

Gebietsausweisung für die künftige Nutzung geschaffen werden soll, ist ein Bebauungsplan im 

Regelverfahren erforderlich. Ein beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB kommt aufgrund 

der Außenbereichslage nicht in Betracht. 

Im Regelverfahren sind die Umweltbelange zu ermitteln und in einem Umweltbericht 

darzustellen. Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung sollen im Rahmen der 

frühzeitigen Beteiligung mit den zuständigen Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher 

Belange abgestimmt werden. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung dient dazu, die 

Öffentlichkeit möglichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung sowie 

über die voraussichtlichen Auswirkungen zu unterrichten. § 3 Abs. 1 BauGB sieht diese 

frühzeitige Unterrichtung ausdrücklich vor. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange sind gemäß § 4 Abs. 1 BauGB ebenfalls frühzeitig zu beteiligen, insbesondere auch zur 

Äußerung im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der 

Umweltprüfung. 

Nach Auswertung der eingehenden Stellungnahmen wird der Bebauungsplanentwurf mit 

Begründung, Umweltbericht und den erforderlichen Fachbeiträgen ausgearbeitet und dem 

Gemeinderat zur Billigung und Beschlussfassung über die öffentliche Auslegung vorgelegt. 

 

 

 
Vorläufige Einschätzung der wesentlichen Belange 
 

Im weiteren Verfahren sind insbesondere folgende Themen zu prüfen: 

 Art und Umfang der zulässigen Nutzungen auf der Hofstelle, 

 Mögliche Abgrenzung zwischen landwirtschaftlicher Nutzung, Landschaftspflege-

betrieb und betriebsbezogenem Wohnen, 

 Brandschutz und Anordnung der Betriebsgebäude, 

 Erschließung und Zufahrten, 

 Lagerung von Maschinen, Geräten, Häckselgut und Hackschnitzeln, 

 Immissionsschutz, insbesondere Lärm, Staub und Gerüche, 

 Eingrünung und Einbindung in das Landschaftsbild, 

 Natur- und Artenschutz, 

 Wasserwirtschaft, Niederschlagswasser und mögliche wasserrechtliche Anforderun-

gen, 

 Ver- und Entsorgung einschließlich Energieversorgung, 

 landwirtschaftliche Belange und Auswirkungen auf angrenzende Flächen. 

Die frühzeitige Beteiligung soll dazu dienen, diese Belange möglichst frühzeitig zu erfassen und 

den weiteren Untersuchungsumfang sachgerecht festzulegen. 

 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans entstehen Planungs- und Verfahrenskosten. Die 

Kostentragung ist im weiteren Verfahren zu klären und gegebenenfalls durch städtebaulichen 

Vertrag bzw. Kostenübernahmevereinbarung mit dem Vorhabenträger zu regeln. 
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Überörtliche Vorgaben 
 

Flächennutzungsplan 
Der Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Vaihingen an der Enz, Oberriexingen, 

Eberdingen und Sersheim in der Fassung der Fortschreibung 2020 ist seit dem 03.04.2014 

rechtswirksam. Die geplante Sondergebietsfläche soll in die anstehende Änderung 

aufgenommen werden. 

 

 
 

Regionalplan 
Der Regionalplan Stuttgart (2009) weist folgende Hinweise auf: Regionaler Grünzug, Fläche 

für die Landwirtschaft, Gebiete für Landschaftsentwicklung 
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Weiteres Vorgehen 
 

Auf der Grundlage des erarbeiteten Vorentwurfs werden die frühzeitige Beteiligung der 

Öffentlichkeit sowie die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange durchgeführt. Die eingehenden Stellungnahmen werden ausgewertet 

und fließen in die weitere Ausarbeitung des Bebauungsplanentwurfs ein. 

 

 


